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246. Verordnung: Einführung eines strengeren Befähigungsnachweises für die Gewerbe der
Hühneraugenschneider und Fußpfleger sowie der Schönheitspfleger (Kosmetiker)
und der Masseure

247. Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und
Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft

248. Kundmachung: Änderung der Statuten der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für die
Finanzierung von Eisenbahnmaterial

249. Übereinkommen über die Privilegien und Immunitäten der Donaukommission

2 4 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 18. Juli
1965, mit der ein strengerer Befähigungsnach-
weis für die Gewerbe der Hühneraugen-
schneider und Fußpfleger sowie der Schön-
heitspfleger (Kosmetiker) und der Masseure

eingeführt wird

Auf Grund des § 13 b Abs. 9 der Gewerbe-
ordnung in der Fassung des Art. II der Gewerbe-
ordnungsnovelle 1957; BGBL Nr. 178, wird ver-
ordnet:

§ 1. Für den Antritt des gebundenen Gewerbes
der Hühneraugenschneider und Fußpfleger (§ 1 a
Abs. 1 lit. b Z. 19 der Gewerbeordnung) ist der
Nachweis der Befähigung zu erbringen

a) durch das Zeugnis über die ordnungs-
mäßige Beendigung des Lehrverhältnisses
(§ 4) und über eine Dienstzeit in diesem
Gewerbe; die gesamte Verwendungszeit
(Lehr- und Dienstzeit) muß mindestens
fünf Jahre betragen; oder

b) durch das Zeugnis über die ordnungs-
mäßige Beendigung des Lehrverhältnisses
(§ 4) und über eine Dienstzeit in diesem
Gewerbe sowie durch das Zeugnis über
den erfolgreichen Besuch eines vom Wirt-
schaftsförderungsinstitut einer Kammer
der gewerblichen Wirtschaft abgehaltenen
Lehrganges für Fußpflege in der Dauer von
mindestens 200 Unterrichtsstunden; die
gesamte Verwendungszeit (Lehr- und
Dienstzeit) muß mindestens vier Jahre
betragen; oder

c) durch das Zeugnis über eine mindestens
sechsjährige Verwendungszeit (Lehr- oder
Dienstzeit) in diesem Gewerbe sowie durch

das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch
eines vom Wirtschaftsförderungsinstitut
einer Kammer der gewerblichen Wirtschaft
abgehaltenen Lehrganges für Fußpflege in
der Dauer von mindestens 200 Unter-
richtsstunden; oder

d) durch den Nachweis der erfolgreichen Ab-
legung des ersten Rigorosums an einer
medizinischen Fakultät einer inländischen
Universität sowie durch das Zeugnis über
eine mindestens zweijährige Verwendungs-
zeit (Lehr- oder Dienstzeit) in diesem Ge-
werbe.

§ 2. Für den Antritt des gebundenen Gewerbes
der Schönheitspfleger (Kosmetiker) (§ 1 a Abs. 1
lit. b Z. 20 der Gewerbeordnung) ist der Nach-
weis der Befähigung zu erbringen

a) durch das Zeugnis über die ordnungs-
mäßige Beendigung des Lehrverhältnisses
(§ 4) und über eine Dienstzeit in diesem
Gewerbe; die gesamte Verwendungszeit
(Lehr- und Dienstzeit) muß mindestens
vier Jahre betragen; oder

b) durch den Nachweis der erfolgreichen
Ablegung des ersten Rigorosums an einer
medizinischen Fakultät einer inländischen
Universität sowie durch das Zeugnis über
eine mindestens zweijährige Verwendungs-
zeit (Lehr- oder Dienstzeit) in diesem
Gewerbe.

§ 3. Für den Antritt des gebundenen Gewer-
bes der Masseure (§ 1 a Abs. 1 lit. b Z. 20 der
Gewerbeordnung) ist der Nachweis der Befähi-
gung zu erbringen

a) durch das Zeugnis über die ordnungs-
mäßige Beendigung des Lehrverhältnisses
(5 4) in diesem Gewerbe; für Bewerber, die
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durch ein Zeugnis den erfolgreichen Besuch
eines vom Wirtschaftsförderungsinstitut
einer Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft abgehaltenen Lehrganges für Massage
in der Dauer von mindestens 150 Unter-
richtsstunden nachweisen, verringert sich
die Dauer der Lehrzeit um ein Jahr; oder

b) durch das Zeugnis über eine mindestens
dreijährige Verwendungszeit (Lehr- oder
Dienstzeit) in diesem Gewerbe sowie durch
das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch
eines vom Wirtschaftsförderungsinstitut
einer Kammer der gewerblichen Wirtschaft
abgehaltenen Lehrganges für Massage in
der Dauer von mindestens 150 Unterrichts-
stunden; oder

c) durch den Nachweis der erfolgreichen
Ablegung des ersten Rigorosums an einer
medizinischen Fakultät einer inländischen
Universität sowie durch das Zeugnis über
eine mindestens einjährige Verwendungs-
zeit (Lehr- oder Dienstzeit) in diesem Ge-
werbe.

§ 4. Die ordnungsmäßige Beendigung des
Lehrverhältnisses im Sinne des § 1 lit. a und b,
§ 2 lit. a und § 3 lit. a ist durch das Lehrzeugnis
(oder den Lehrbrief) und das Zeugnis über die
allenfalls vorgesehene, erfolgreich abgelegte
Lehrabschlußprüfung (Lehrlingsprüfung) oder
eine Bestätigung der zuständigen Fachgruppe,
daß eine solche Prüfung zur Zeit der Beendigung
des Lehrverhältnisses nicht vorgesehen war, nach-
zuweisen.

Bock

2 4 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 23. Juli 1965 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und Gewinnes aus

Land- und Forstwirtschaft

Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr . 1/1954, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr . 283/1957 und auf
Grund des § 13 Abs. 9 des Umsatzsteuergeset-
zes 1959, BGBl. Nr . 300/1958, wird verordnet:

§ 1. Der Umsatz und Gewinn nichtbuchfüh-
rungspflichtiger land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe, deren Inhaber weder ordnungsmäßige
Bücher noch Aufzeichnungen führen, die eine
Umsatzermittlung und eine Gewinnermittlung
nach § 4 des Einkommensteuergesetzes 1953 er-
möglichen, sind für die Kalenderjahre 1964, 1965
und 1966 auf Grund des Einheitswertes des land-
und forstwirtschaftlichen Betriebes nach folgen-
den Bestimmungen zu ermitteln, wenn nach den
Verhältnissen zu Beginn des Kalenderjahres 1962
keine Buchführungspflicht bestanden hat.

§ 2. Umsatzermittlung

(1) Bei der Berechnung der Umsatzsteuer der
nichtbuchführenden Landwirte für das Kalender-
jahr 1964 ist vorbehaltlich der Bestimmungen
des Abs. 3 von den zum 1. Jänner 1962 maß-
gebenden Einheitswerten auszugehen und ein
Umsatz zugrunde zu legen, der 65 v. H . der Ein-
heitswertanteile beträgt, die auf die landwirt-
schaftlich genutzten Flächen entfallen; bei der
Berechnung der Umsatzsteuer der nichtbuchfüh-
renden Landwirte für das Kalenderjahr 1965 ist
vorbehaltlich der Bestimmungen des Abs. 3 von
den zum 1. Jänner 1965 maßgebenden Einheits-
werten auszugehen und ein Umsatz zugrunde zu
legen, der 70 v. H . der Einheitswertanteile be-
trägt, die auf die landwirtschaftlich genutzten
Flächen entfallen; bei der Berechnung der Um-
satzsteuer der nichtbuchführenden Landwirte für
das Kalenderjahr 1966 ist vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Abs. 3 von den zum 1. Jänner

1966 maßgeblichen Einheitswerten auszugehen
und ein Umsatz zugrunde zu legen, der 75 v. H .
der Einheitswertanteile beträgt, die auf die land-
wirtschaftlich genutzten Flächen entfallen. Bei
der Berechnung der Umsatzsteuer für das Kalen-
derjahr 1964 sind die Bestand- und Artänderun-
gen der land- und forstwirtschaftlich genutzten
Flächen, die zwischen dem 1. Jänner 1962 und
dem 1. Jänner 1964 eingetreten sind, zu berück-
sichtigen. Zugepachtete Flächen sind einzubezie-
hen und verpachtete Flächen sind außer Betracht
zu lassen. Aus diesem Ausgangswert sind der
durch Zuschläge gemäß § 40 des Bewertungsge-
setzes 1955, BGBl. N r . 148, erfaßte Wert von
Nebenbetrieben sowie der auf Alpen entfallende
Wertanteil auszuschließen. Der Eigenverbrauch
(§ 4 Abs. 1 Z. 18 des Umsatzsteuergesetzes 1959)
und der Wert des Naturallohnes fremder Ar-
beitskräfte (§ 4 Abs. 1 Z. 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1959) sind mit je S 5580'— jährlich —
S 15'50 täglich — für jede anrechenbare Person
zu bewerten.

(2) Bei der Berechnung der Umsatzsteuervor-
auszahlungen der nichtbuchführenden Landwirte
für das Kalenderjahr 1967 ist vorbehaltlich der
Bestimmungen des Abs. 3 von den zum 1. Jänner
1967 maßgebenden Einheitswerten auszugehen
und ein Umsatz zugrunde zu legen, der 75 v. H .
der Einheitswertanteile beträgt, die auf die land-
wirtschaftlich genutzten Flächen entfallen; zu-
gepachtete Flächen sind einzubeziehen und ver-
pachtete Flächen sind außer Betracht zu lassen.
Aus diesem Ausgangswert sind der durch Zu-
schläge gemäß § 40 des Bewertungsgesetzes 1955
erfaßte Wert von Nebenbetrieben sowie der auf
Alpen entfallende Wertanteil auszuscheiden. Der
Eigenverbrauch (§ 4 Abs. 1 Z. 18 des Umsatz-
steuergesetzes 1959) und der Wert des Natural-
lohnes fremder Arbeitskräfte (§ 4 Abs. 1 Z. 12
des Umsatzsteuergesetzes 1959) sind mit je
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S 5580 — jährlich — S 1550 täglich — für jede
anrechenbare Person zu bewerten.

(3) Die Umsätze aus Nebenbetrieben, aus Al-
pen, aus der Geflügelmast, aus dieser, soweit sie
über eine normale Geflügelhaltung hinausgeht,
sowie aus dem Verkauf (Tausch) von Wirtschafts-
gütern des toten Inventars (Maschinen, Trans-
portmitteln u. dgl.) sind gesondert zu versteu-
ern; gesondert zu versteuern sind auch die Um-
sätze von Betrieben oder Betriebsteilen, die zu
den im § 29 Z. 2 bis 5 des Bewertungsgesetzes
1955 aufgezählten Unterarten des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens gehören.

§ 3. Gewinnermittlung

(1) Bei der Ermittlung des Gewinnes aus Land-
und Forstwirtschaft für das Kalenderjahr 1964
sind 20 v. H . des zum 1. Jänner 1962 maßgeben-
den Einheitswertes des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes, einschließlich der Zupachtungen,
abzüglich der Verpachtungen (Ausgangswert), als
Grundbetrag anzusetzen. Übersteigt der maßge-
bende Einheitswert 100.000 S, jedoch nicht
250.000 S, so ist der Grundbetrag für den
100.000 S übersteigenden Teil des Einheitswertes
mit 17 v. H . zu berechnen. Übersteigt der maß-
gebende Einheitswert 250.000 S, so ist der
Grundbetrag für den 100.000 S nicht übersteigen-
den Teil mit 20 v. H., für den 100.000 S über-
steigenden Teil bis 250.000 S mit 17 v. H . und
für den 250.000 S übersteigenden Teil mit 14 v.
H . zu berechnen. Die Bestand- und Artänderun-
gen der land- und forstwirtschaftlich genutzten
Flächen, die zwischen dem 1. Jänner 1962 und
dem 1. Jänner 1964 eingetreten sind, sind bei
der Ermittlung für das Kalenderjahr 1964 zu
berücksichtigen.

(2) Bei der Ermittlung des Gewinnes aus Land-
und Forstwirtschaft für das Kalenderjahr 1965
sind 20 v. H . des zum 1. Jänner 1965 maßgeben-
den Einheitswertes des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes, einschließlich der Zupachtungen,
abzüglich der Verpachtungen (Ausgangswert), als
Grundbetrag anzusetzen. Übersteigt der maßge-
bende Einheitswert 100.000 S, jedoch nicht
250.000 S, so ist der Grundbetrag für den
100.000 S übersteigenden Teil des Einheitswertes
mit 17'5 v. H . zu berechnen. Übersteigt der maß-
gebende Einheitswert 250.000 S, so ist der Grund-
betrag für den 100.000 S nicht übersteigenden
Teil mit 20 v. H., für den 100.000 S übersteigen-
den Teil bis 250.000 S mit 175 v. H. und für
den 250.000 S übersteigenden Teil mit 15 v. H .
zu berechnen.

(3) Bei der Ermittlung des Gewinnes aus Land-
und Forstwirtschaft für das Kalenderjahr 1966
sind 20 v. H. des zum 1. Jänner 1966 maßgeben-
den Einheitswertes des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes, einschließlich der Zupachtungen,
abzüglich der Verpachtungen (Ausgangswert), als

Grundbetrag anzusetzen. Übersteigt der maßge-
bende Einheitswert 100.000 S, jedoch nicht
250.000 S, so ist der Grundbetrag für den
100.000 S übersteigenden Teil des Einheitswertes
mit 18 v. H . zu berechnen. Übersteigt der maß-
gebende Einheitswert 250.000 S, so ist der
Grundbetrag für den 100.000 S nicht übersteigen-
den Teil mit 20 v. H., für den 100.000 S über-
steigenden Teil bis 250.000 S mit 18 v. H . und
für den 250.000 S übersteigenden Teil mit 16 v.
H . zu berechnen.

(4) Der Grundbetrag (Abs. 1, 2 und 3) ist um
den Wert der Ausgedingslasten (Geld- und Sach-
leistungen), um die geleisteten Sozialversiche-
rungsbeiträge und Beiträge zum Ausgleichsfonds
für Kinderbeihilfe für fremde Arbeitskräfte, um
den Absetzungsbetrag gemäß § 4 Abs. 4 Z. 4 des
Einkommensteuergesetzes 1953 sowie um die be-
zahlten Pachtzinse und Schuldzinsen zu vermin-
dern. Den fremden Arbeitskräften sind auch
familieneigene Arbeitskräfte gleichzuhalten, die
nach dem allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr . 189/1955, krankheits- und pensions-
versichert waren. Er ist um die vereinnahmten
Pachtzinse zu erhöhen. Die aus Sachbezügen be-
stehenden Ausgedingslasten sind mit Ausnahme
der freien Station gemäß § 8 Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes 1953 mit den üblichen Mittel-
preisen des Verbrauchsortes anzusetzen. Als Wert
der freien Station ist für die erste Person ein Be-
trag von 4460 S und für jede weitere Person ein
Betrag von 3570 S anzusetzen.

(5) Der Wert der Arbeitsleistung des Betriebs-
inhabers und seiner im Betrieb tätigen Familien-
angehörigen ist im Grundbetrag (Abs. 1, 2 und
3) enthalten.

(6) Der sich aus den vorstehenden Absätzen
ergebende Betrag stellt den Durchschnittssatz für
den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft dar.
Der Gewinn aus der Bewirtschaftung von Alpen,
für die ein Vergleichswert gemäß § 39 Abs. 2
Z. 1 lit. b des Bewertungsgesetzes 1955 gesondert
festgestellt wurde, ist gemäß § 4 Abs. 3 des Ein-
kommensteuergesetzes 1953 zu ermitteln. Bei der
Ermittlung des Grundbetrages (Abs. 1, 2 und 3)
scheidet der Vergleichswert der Alpbetriebe aus.

§ 4. (1) Gehören zu einem landwirtschaftlichen
Betrieb forstwirtschaftlich genutzte Grundflächen
und entfällt auf diese mindestens ein Teilein-
heitswert von 60.000 S, so ist der Gewinn aus
den forstwirtschaftlich genutzten Flächen gemäß
§ 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1953
zu berechnen. Ist der Gewinn aus forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen aber nicht gesondert ge-
mäß § 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes
1953 zu berechnen, so ist er mit dem Durch-
schnittssatz von 10 v. H . des auf die forstwirt-
schaftlich genutzten Flächen entfallenden Teiles
des Einheitswertes zu ermitteln. Bei der Ermitt-
lung des Grundbetrages (§ 3 Abs. 1, 2 und 3)
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scheidet der auf die forstwirtschaftlich genutzten
Flächen entfallende Anteil des Einheitswertes
aus.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auch an-
zuwenden, wenn zu einem land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb nur forstwirtschaftlich ge-
nutzte Grundflächen gehören.

§ 5. (1) Der Gewinn aus Weinbau ist unter Zu-
grundelegung der Einnahmen und Ausgaben des
Kalenderjahres 1964 (1965, 1966) gemäß § 4
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1953 ge-
sondert zu ermitteln. Wenn die weinbaulich ge-
nutzte Grundfläche 50 a nicht übersteigt, unter-
bleibt die gesonderte Ermitt lung des Gewinnes
aus Weinbau (Wein, Weintrauben, Maische und
Traubenmost). In diesen Fällen ist der Gewinn
aus Weinbau mit dem Grundbetrag für die Ge-
winnermittlung (§ 3 Abs. 1, 2 und 3) abgefun-
den. Gewinne, die im Buschenschank und Bou-
teillenweinverkauf erzielt werden, sind auch
dann, wenn die weinbaulich genutzte Grund-
fläche 50 a nicht übersteigt, gemäß § 4 Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes 1953 gesondert zu er-
mitteln. Bei der gesonderten Ermittlung des Ge-
winnes aus Weinbau einschließlich Buschenschank
ist von dem im Kalenderjahr 1964 (1965, 1966)
tatsächlich erzielten Verkaufs(Tausch)erlösen für
Wein, Weintrauben, Maische und Traubenmost
auszugehen. Als Betriebsausgaben für das Kalen-
derjahr 1964 (1965, 1966) sind je ha weinbau-
lich genutzter Grundfläche in den Weinbauge-
bieten (siehe Anlage) folgende Beträge anzu-
setzen:

im Weinbaugebiet 1 40.000 S
im Weinbaugebiet 2 35.000 S
im Weinbaugebiet 3 30.000 S.

Durch die Anwendung der Pauschbeträge für
Betriebsausgaben darf der Gewinn aus Weinbau
nicht unter 10 v. H . des Vergleichswertes der
Weinbaufläche absinken. Behauptet der Steuer-
pflichtige, daß sein Gewinn aus Weinbau gerin-
ger ist oder ein Verlust aus Weinbau eingetreten
ist, so ist ihm Gelegenheit zur Beweisführung zu
geben. Der nachgewiesene oder glaubhaft ge-
machte Gewinn oder Verlust aus Weinbau ist
der Besteuerung zugrunde zu legen.

(2) Soweit gemäß Abs. 1 der Gewinn aus Wein-
bau gesondert zu ermitteln ist, ist der auf die
weinbaulich genutzten Flächen entfallende Teil
des Einheitswertes bei der Berechnung des
Grundbetrages gemäß § 3 Abs. 1, 2 und 3 auszu-
scheiden.

(3) Das Finanzamt hat bei nachgewiesenen
Tauschgeschäften als Wert des Tauschweines den
ortsüblichen Mittelpreis des Kalenderjahres 1964
(1965, 1966) nach Anhörung der Landwirtschafts-
kammer (Bezirksbauernkammer) anzusetzen.

§ 6. Nach den vorstehenden Bestimmungen
nicht erfaßte Sondergewinne land- und forstwirt-

schaftlicher Betriebe, zum Beispiel aus Fuhr-
werksleistungen, Nebenbetrieben, Geflügelmast,
die über eine normale Geflügelhaltung hinaus-
geht, Bienenzucht, Tabakbau, bei diesem, wenn
die mit Tabak bebaute Fläche 30 a übersteigt,
sind gemäß § 4 Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953 zu ermitteln und dem Grundbetrag
(§ 3 Abs. 1, 2 und 3) zuzurechnen, soweit sie
im Jahre 1964 (1965, 1966) 3000 S übersteigen.

§ 7. Gewinne aus Viehverkäufen (Zucht-,
Nutz- und Schlachtvieh einschließlich Pferde und
Geflügel, bei letzterem, wenn die Gewinne ge-
mäß § 6 nicht gesondert zu ermitteln sind) sind
nicht gemäß § 4 Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953 zu ermitteln, sondern durch den
Grundbetrag (§ 3 Abs. 1, 2 und 3) erfaßt, so-
fern im Betrieb wertmäßig überwiegend eigene
Futtermittel verwendet werden.

§ 8. Vorauszahlung für Einkommensteuer

Die Vorauszahlungen für die Einkommen-
steuer für das Jahr 1966 (1967) sind in der Höhe
der Vorschreibung für das letztvorangegangene
veranlagte Kalenderjahr (§ 35 des Einkommen-
steuergesetzes 1953) zu leisten.

§ 9. Ernteausfälle

In besonders berücksichtigungswürdigen Fäl-
len, wie zum Beispiel bei außergewöhnlichen
Ernteschäden durch Dürre, Hochwasser oder Ha-
gelschlag und bei besonderen Viehverlusten u.
dgl. sind die auf Grund vorstehender Bestim-
mungen sich ergebenden Umsatz- und Gewinn-
beträge entsprechend dem eingetretenen Scha-
den zu vermindern.

§ 10. Die vorstehenden Bestimmungen sind
auf Antrag im Falle einer Mindestbewertung ge-
mäß § 33 des Bewertungsgesetzes 1955 nicht an-
zuwenden, wenn der Wohnungswert mehr als
60 v. H. des Ausgangswertes (§ 2 Abs. 1 und 2
und § 3 Abs. 1, 2 und 3) beträgt.

Schmitz

Anlage

Einteilung der Weinbaugebiete
a) B u n d e s l a n d Wien:

Weinbaugebiet 1: XVI., XVII., XVIII. und XIX.
Gemeindebezirk und vom XXIII. Gemein-
debezirk Mauer.

Weinbaugebiet 2: Alle nicht zum Weinbau-
gebiet 1 gehörenden Gemeindebezirke.

b) B u n d e s l a n d N i e d e r ö s t e r r e i c h :
Weinbaugebiet 1: Gerichtsbezirk Spitz,

vom Gerichtsbezirk Krems die Katastral-
gemeinde Stein an der Donau und alle im
Donautal stromaufwärts von Stein an der
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Donau gelegenen Ortsgemeinden sowie die
Katastralgemeinde Rehberg und alle im
Kremstal flußaufwärts von Rehberg gelege-
nen Ortsgemeinden,
vom Gerichtsbezirk Langenlois die Orts-
gemeinde Zöbing am Kamp und alle im
Kamptal flußaufwärts von Zöbing am Kamp
gelegenen Ortsgemeinden,
vom Gerichtsbezirk Korneuburg die Orts-
gemeinden Bisamberg und Langenzersdorf.

Weinbaugebiet 2: Gerichtsbezirk Krems, soweit
nicht im Weinbaugebiet 1, Gerichtsbezirk
Langenlois, soweit nicht im Weinbaugebiet 1,
Gerichtsbezirk Mautern, Gerichtsbezirk
St. Pölten, Gerichtsbezirk Tulln, Gerichts-
bezirk Kirchberg/W., Gerichtsbezirk Kor-
neuburg, soweit nicht im Weinbaugebiet 1,
Gerichtsbezirk Klosterneuburg, Gerichts-
bezirk Mödling, Gerichtsbezirk Baden, Ge-
richtsbezirk Pottenstein.

Weinbaugebiet 3: Alle übrigen Gerichtsbezirke.

c) B u n d e s l a n d B u r g e n l a n d :
Weinbaugebiet 1: Vom Gerichtsbezirk Oberwart

die Ortsgemeinden Eisenberg a. d. P. und
Hannersdorf.

Weinbaugebiet 2: Gerichtsbezirk Oberwart,
soweit nicht im Weinbaugebiet 1, Gerichts-
bezirk Oberpullendorf.

Weinbaugebiet 3: Alle übrigen Gerichtsbezirke.

d) B u n d e s l a n d S t e i e r m a r k :
Weinbaugebiet 1: Ortsgemeinden Deutschlands-

berg, Deutsch-Haseldorf, Graz-Stadt,
Gruisla, Hürth, Klöch, Seiersberg, Sulz-
Laufenegg und Tieschen sowie alle Orts-
gemeinden des Pol. Bezirkes Leibnitz.

Weinbaugebiet 2: Alle Ortsgemeinden der Pol.
Bezirke Graz-Umgebung und Deutschlands-
berg, soweit nicht im Weinbaugebiet 1, sowie
alle Ortsgemeinden des Pol. Bezirkes Voits-
berg.

Weinbaugebiet 3: Alle übrigen Ortsgemeinden.

2 4 8 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 17. Juli 1965, betreffend eine Än-
derung der Statuten der „EUROFIMA",
Europäische Gesellschaft für die Finanzierung

von Eisenbahnmaterial

Die am 12. Jänner 1965 in Basel abgehaltene
außerordentliche Generalversammlung der
„EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für die
Finanzierung von Eisenbahnmaterial, hat ein-
stimmig festgestellt, daß die in der außerordent-
lichen Generalversammlung vom 8. Dezember
1964 in Paris beschlossene Übertragung von
150 Aktien an die Nationalgesellschaft der Spani-
schen Eisenbahnen vollzogen und die entspre-
chenden Zahlungen ausgeführt wurden, und hat

weiters einstimmig die folgende, sich daraus erge-
bende Änderung des Artikels 5 der eine Anlage
zum Abkommen über die Gründung der „EURO-
FIMA", Europäische Gesellschaft für die Finan-
zierung von Eisenbahnmaterial, bildenden Statu-
ten, BGBl. Nr. 85/1961 in der Fassung der Kund-
machung BGBl. Nr. 72/1963, beschlossen:
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Klaus

249.
Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten

ausübende Bundeskanzler erklärt den Beitritt der Republik Österreich zu dem Übereinkommen
über die Privilegien und Immunitäten der Donaukommission vom 15. Mai 1963, welches also
lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ÜBER DIE PRIVILEGIEN

UND IMMUNITÄTEN
DER DONAU-
KOMMISSION

Die Vertragschließenden Teile,
im Hinblick auf die Artikel 14

und 16 der am 18. August 1948
unterzeichneten Konvention über
die Regelung der Schiffahrt auf
der Donau,

im Hinblick darauf, daß die
Donaukommission, ihre Beam-
ten und die Vertreter der Staaten
bei der Donaukommission auf
dem Gebiet jedes der Vertrag-
schließenden Teile Privilegien
und Immunitäten genießen sol-
len, die für die Ausübung ihrer
Funktionen ebenso wie für die
Verwirklichung der in der Kon-
vention über die Regelung der
Schiffahrt auf der Donau vor-
gesehenen Ziele notwendig sind,

haben folgendes vereinbart:

Artikel I

Rechtspersönlichkeit

Die Donaukommission (im
folgenden Kommission genannt)
genießt Rechtspersönlichkeit und
hat insbesondere die Fähigkeit:

a) Verträge zu schließen;
b) Eigentum zu erwerben, in

Bestand zu nehmen und zu
veräußern;

c) vor Gericht aufzutreten.
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Artikel II

Eigentum, Kapital, Vermö-
genswerte und Dokumente

1. Die Amtsräumlichkeiten,
die Archive und sämtliche Do-
kumente, die der Kommission
gehören, sind unverletzlich. Das
Eigentum, das Kapital, die
Schuldforderungen und die Ver-
mögenswerte der Kommission,
wo sie sich befinden, genießen
Immunität von jeder Art ge-
richtlichen und verwaltungsbe-
hördlichen Eingreifens, es sei
denn, daß die Kommission selbst
darauf in einem bestimmten Fall
verzichtet.

2. Die Kommission ist von
allen direkten Staats- oder Orts-
steuern und -gebühren befreit.
Diese Bestimmung findet keine
Anwendung auf die Vergütung
für öffentliche und andere Dienst-
leistungen.

3. Die Kommission ist hin-
sichtlich der für den Dienst-
gebrauch bestimmten Gegen-
stände von Zöllen sowie Ein-
und Ausfuhrbeschränkungen be-
freit.

4. Bei der Vollziehung ihrer
Aufgaben verfügt die Kommis-
sion über ihr Eigentum, ihr
Kapital und ihre Devisen unter
Berücksichtigung der Rechts-
vorschriften der Vertrag-
schließenden Teile.

Artikel III

Erleichterungen für den Nach-
richtenverkehr

1. Die Kommission genießt
auf dem Gebiet jedes Mitglied-
staates der Konvention über die
Regelung der Schiffahrt auf der
Donau hinsichtlich der bevor-
zugten Abfertigung, der Tarife
und Gebühren für die Briefpost,
für telegraphische Übermittlun-
gen und Fernsprechverbindun-
gen eine zumindest ebenso vor-
teilhafte Behandlung, wie sie den
diplomatischen Missionen ge-
währt wird.

2. Die Kommission hat das
Recht, einen Code zu benutzen,
und das Recht, ihre Korrespon-
denz durch Kuriere oder mittels
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versiegelter Gepäckstücke abzu-
fertigen und zu empfangen,
welche die gleichen Privilegien
und Immunitäten wie die Kuriere
und das Kuriergepäck der diplo-
matischen Missionen genießen.

Art ikel IV

Vertreter der Mitgliedstaaten
der Konvention

1. Die Vertreter der Staaten
bei der Kommission und ihre
Stellvertreter genießen während
ihres Aufenthaltes im Gebiet
eines Vertragschließenden Teiles
im Zusammenhang mit der Tä-
tigkeit der Kommission die Pri-
vilegien und Immunitäten, die
im betreffenden Staat den Diplo-
maten gewährt werden.

2. Die Berater und Sachver-
ständigen der Mitgliedstaaten der
Konvention genießen während
ihres Aufenthaltes im Gebiet
eines Vertragschließenden Teiles
in Zusammenhang mit der Tä-
tigkeit der Kommission folgende
Privilegien und Immunitäten:

a) Schutz vor Festnahme und
Anhaltung sowie Im-
munität von der Gerichts-
barkeit;

b) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Doku-
mente;

c) in bezug auf die Zoll-
behandlung ihres persön-
lichen Gepäcks die gleichen
Erleichterungen, wie sie
im betreffenden Staat den
Beamten vergleichbaren
Ranges der diplomatischen
Missionen gewährt werden;

d) Befreiung von persönlichen
Verpflichtungen und Be-
freiung von den direkten
Steuern und Abgaben in
bezug auf die von dem
Staat, der sie bestellt hat,
bezahlten Gehälter.

In den Fällen, wo der Anfall
einer Steuer vom Aufenthalt des
Steuerschuldners abhängt, wer-
den die Zeiträume, während
derer die Berater und Sachver-
ständigen der Mitgliedstaaten
der Konvention sich auf dem
Gebiet eines Vertragschließen-
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den Teiles befinden, nicht als
Aufenthaltszeiträume angesehen.

3. Die Privilegien und Im-
munitäten im Sinne dieses Ar-
tikels werden den in den Zif-
fern 1 und 2 dieses Artikels
genannten Personen ausschließ-
lich im dienstlichen Interesse
gewährt. Jeder Mitgliedstaat der
Konvention hat das Recht und
die Pflicht, die Immunität dieser
Personen in allen Fällen aufzu-
heben, in denen seiner Meinung
nach die Immunität den Lauf der
Gerechtigkeit hindern würde
und in denen die Immunität ohne
Nachteil für den Zweck, für den
sie gewährt wurde, aufgehoben
zu werden vermag.

4. Die Bestimmungen der
Ziffern 1 und 2 dieses Artikels
finden auf die Vertreter der Mit-
gliedstaaten, auf ihre Stellver-
treter, auf die Berater und Sach-
verständigen keine Anwendung
in dem Staat, dessen Staats-
angehörige sie sind.

Ar t ike l V

Beamte der Kommission

1. Die Kommission bestimmt
die Kategorien von Beamten,
auf welche die Bestimmungen
dieses Artikels Anwendung fin-
den. Die Namen der Beamten,
die diesen Kategorien ange-
hören, werden vom Direktor
des Sekretariats und der Dienst-
stellen der Kommission den
Mitgliedstaaten der Konvention
bekanntgegeben.

2. Auf dem Gebiet jedes
Mitgliedstaates der Konvention
sind die Beamten der Kommis-
sion

a) im Genuß der Immunität
vor gerichtlicher und ver-
waltungsbehördlicher Ver-
folgung in bezug auf alle
Handlungen, die von ihnen
in Ausübung ihrer amt-
lichen Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Tä-
tigkeit der Kommission ge-
setzt werden;

b) befreit von den persön-
lichen Verpflichtungen;
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c) befreit von den direkten
Steuern und Abgaben in
bezug auf die von der
Kommission bezahlten Ge-
hälter;

d) in bezug auf die Zollbe-
handlung ihres persön-
lichen Gepäcks im Genuß
der gleichen Erleichterun-
gen, wie sie im betreffenden
Staat den Beamten ver-
gleichbaren Ranges der di-
plomatischen Missionen
gewährt werden.

3. Der Direktor des Sekre-
tariats und der Dienststellen der
Kommission und seine Stellver-
treter genießen neben den Pri-
vilegien und Immunitäten ge-
mäß Ziffer 2 dieses Artikels
auch die anderen Privilegien
und Immunitäten, die im be-
treffenden Staat den Diplomaten
gewährt werden.

4. Die in diesem Artikel vor-
gesehenen Privilegien und Immu-
nitäten werden den genannten
Personen ausschließlich im
Interesse der Kommission und
zur ungehinderten Durchfüh-
rung ihrer amtlichen Aufgaben
gewährt. Die Kommission hat
das Recht und die Pflicht, die
Immunität jedes Beamten in
allen Fällen aufzuheben, in denen
ihrer Meinung nach die Immu-
nität den Lauf der Gerechtigkeit
hindern würde und in denen die
Immunität ohne Nachteil für
die Interessen der Kommission
aufgehoben zu werden vermag.

5. Die Bestimmungen der
Buchstaben b, c und d der
Ziffer 2 dieses Artikels finden
auf Beamte der Kommission
keine Anwendung in dem Staat,
dessen Staatsangehörige sie sind.

Artikel VI
Beilegung von Streitigkeiten

Alle Streitfälle, die hinsicht-
lich der Anwendung oder Aus-
legung dieses Übereinkommens
entstehen mögen, werden ein-
vernehmlich zwischen den Streit-
parteien beigelegt.
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Läßt sich Einvernehmen nicht
erzielen, so wird der Streitfall
der Kommission vorgelegt, wel-
che den Streitparteien Empfeh-
lungen 2ur Beilegung des Streit-
falles gibt.

Ar t ike l VII

Schlußbestimmungen

1. Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten der
Konvention über die Regelung
der Schiffahrt auf der Donau
aus dem Jahre 1948 zur Unter-
zeichnung auf, und zwar bis
einschließlich 15. Mai 1963.

2. Das Übereinkommen be-
darf der Ratifizierung. Die Rati-
fikationsurkunden sind bei der
Kommission zu hinterlegen.

3. Nach dem 15. Mai 1963
liegt das Übereinkommen für
die Staaten, die in Ziffer 1 dieses
Artikels genannt sind, zum Bei-
tritt auf. Die Beitrittsurkunden
sind bei der Kommission zu
hinterlegen.

4. Das Übereinkommen tritt
am Tag der Hinterlegung der
fünften Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft. Für jeden
Staat, der das Übereinkommen
nach dessen Inkrafttreten rati-
fiziert oder ihm danach beitritt,
tritt das Übereinkommen am
Tag der Hinterlegung der Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

5. Dieses Übereinkommen,
dessen russischer und französi-
scher Wortlaut gleichermaßen
verbindlich sind, ist in einer
einzigen Urschrift angefertigt
und wird in den Archiven der
Kommission hinterlegt.

6. Die Kommission hat den
Vertragsstaaten der Konvention
über die Regelung der Schiff-
fahrt auf der Donau aus dem
Jahre 1948 eine beglaubigte Ab-
schrift dieses Übereinkommens
zu übermitteln und sie von den
Unterzeichnungen, jeder Hinter-
legung einer Ratifikations- oder
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Beitrittsurkunde sowie vom Da-
tum des Inkrafttretens dieses
Übereinkommens zu verstän-
digen.

Geschehen zu Budapest, am
15. Mai 1963.

und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in diesem
Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des Bundes-
Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unter-
zeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom
Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom Bundes-
minister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Ange-
legenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 4. Juni 1965.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes
die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende

Bundeskanzler:
Klaus

Der Vizekanzler:
Pittermann

Der Bundesminister für Inneres:
Czettel

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Beitrittsurkunde ist am 13. Juli 1965 bei der Donaukommission hinterlegt worden. Das
vorliegende Übereinkommen ist daher gemäß seinem Artikel VII Absatz 4 für Österreich am
13. Juli 1965 in Kraft getreten.

Bisher gehören diesem Übereinkommen folgende weitere Staaten an:
Bulgarien, Jugoslawien, Tschechoslowakei, Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik, Ungarn, Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken.

Klaus
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